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1. Vorbemerkungen 

1 Gemäß § 285 Nr. 3 HGB sind im Anhang Art und Zweck sowie Risiken und Vorteile 
von nicht in der Bilanz enthaltenen Geschäften anzugeben, soweit dies für die Beur-
teilung der Finanzlage notwendig ist. Entsprechendes gilt nach § 314 Abs. 1 Nr. 2 
HGB für den Konzernanhang in Bezug auf Art und Zweck sowie Risiken und Vortei-
le von nicht in der Konzernbilanz enthaltenen Geschäften des Mutterunternehmens 
und der in den Konzernabschluss einbezogenen Tochterunternehmen. 

2 Kleine Kapitalgesellschaften brauchen die Angaben nach § 285 Nr. 3 HGB nicht zu 
machen (§ 288 Abs. 1 HGB), mittelgroße Kapitalgesellschaften brauchen die Risi-
ken und Vorteile nicht darzustellen (§ 288 Abs. 2 Satz 1 HGB). 

3 Gegenstand dieser IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung sind Einzelfragen im 
Zusammenhang mit den Anhangangaben zu außerbilanziellen Geschäften. 

 

2. Begriffsbestimmungen 

2.1. Nicht in der Bilanz enthaltene Geschäfte (sog. außerbilanzielle Geschäfte) 

4 Der Begriff „Geschäft“ ist in einem weiten, funktionalen Sinn zu verstehen. Er um-
fasst Rechtsgeschäfte und andere getroffene Maßnahmen. Diese betreffen übli-
cherweise eine entgeltliche oder unentgeltliche Übertragung oder Nutzung von 
Vermögensgegenständen, die Einräumung von Krediten oder die Erbringung von 
Dienstleistungen. Es handelt sich mithin um alle Transaktionen rechtlicher und wirt-

                                                 
1 Verabschiedet vom Hauptfachausschuss (HFA) am 09.09.2010. 


